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Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbH-Gesetz) 

 

§ 2 

Form des Gesellschaftsvertrags 

[…] 

(3) Die notarielle Beurkundung des Gesellschaftsvertrags sowie im Rahmen der Gründung der Gesellschaft 
gefasste Beschlüsse der Gesellschafter können im Fall einer Gründung ohne Sacheinlagen auch mittels 
Videokommunikation gemäß den §§ 16a bis 16e des Beurkundungsgesetzes erfolgen. In diesem Fall genügen 
abweichend von Absatz 1 Satz 2 für die Unterzeichnung die qualifizierten elektronischen Signaturen der 
mittels Videokommunikation an der Beurkundung teilnehmenden Gesellschafter. Die Gründung mittels 
Videokommunikation kann auch im Wege des vereinfachten Verfahrens nach Absatz 1a oder unter 
Verwendung der in Anlage 2 bestimmten Musterprotokolle erfolgen. Bei Verwendung der in Anlage 2 
bestimmten Musterprotokolle gilt Absatz 1a Satz 3 bis 5 entsprechend. 

 

§ 6 

Geschäftsführer 

[…] 

(2) Geschäftsführer kann nur eine natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige Person sein. Geschäftsführer kann 
nicht sein, wer 

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz oder teilweise einem 
Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) unterliegt, 

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entscheidung einer Verwaltungsbehörde 
einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe oder einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der 
Unternehmensgegenstand ganz oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbots übereinstimmt, 

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten 
a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

(Insolvenzverschleppung) 
b) nach den §§ 283 bis 283d des Strafgesetzbuchs (Insolvenzstraftaten), 
c) der falschen Angaben nach § 82 dieses Gesetzes oder § 399 des Aktiengesetzes, 
d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 des Aktiengesetzes, § 331 des Handelsgesetzbuchs, § 

313 des Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publizitätsgesetzes oder 
e) nach den §§ 263 bis 264a oder den §§ 265b bis 266a des Strafgesetzbuchs zu einer 

Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr verurteilt worden ist; dieser Ausschluss gilt für die 
Dauer von fünf Jahren seit der Rechtskraft des Urteils, wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, 
in welcher der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im Ausland wegen einer Tat, die mit den in Satz 2 Nr. 3 
genannten Taten vergleichbar ist. Satz 2 Nummer 2 gilt entsprechend, wenn die Person in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum einem vergleichbaren Verbot unterliegt. 

  



Anlage 2 zum GmbH-Gesetz 
(zu § 2 Absatz 3) 

 

a) Musterprotokoll für die Gründung einer Einpersonengesellschaft mittels 
Videokommunikation 

UR. Nr. ………… 

Heute, den ...... ................ ...... ..... ................. ...... .......... , 

erschien mittels Videokommunikation vor mir, . . . ........... ...... ..... ............ ..... ...... .......... , 

Notar/in mit dem Amtssitz in 

............. ...... ..... ................. ..... ................. ...... ..... ..... , 

Herr/Frau1) 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ...... 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ....2), 

1. Der/Die1) Erschienene errichtet hiermit nach § 2 Absatz 3 GmbHG mittels einer Beurkundung im Wege der 
Videokommunikation nach den §§ 16a ff. BeurkG eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung unter der Firma 
...... ......... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ......... 

mit dem Sitz in ............ ......... ..... ......... .............. ....... . 

2. Gegenstand des Unternehmens ist ...... .............. ......... ..... . . . 

3. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt ...... .............. ....... € (i. W. ........ .............. ...... Euro) und wird 
vollständig von: 

Herrn/Frau1) ........ ......... ..... ......... .............. ......... ... (Geschäftsanteil Nr. 1) übernommen. 

Die Einlage ist in Geld zu erbringen, und zwar sofort in voller Höhe/zu 50 Prozent sofort, im Übrigen sobald 
die Gesellschafterversammlung ihre Einforderung beschließt3). 

4. Zum Geschäftsführer der Gesellschaft wird/ Zu den Geschäftsführern der Gesellschaft werden4) 

Herr/Frau4) .... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ........ , 

geboren am . ..... ......... ........ , wohnhaft in ......... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... ............. , 

Herr/Frau4) .... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ........ , 

geboren am . ..... ......... ........ , wohnhaft in ......... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... ............. bestellt.5) 

                                                           
1 Nicht Zutreffendes streichen. Bei juristischen Personen ist die Anrede Herr/Frau wegzulassen. 
2 Hier sind neben der Bezeichnung des Gesellschafters und den Angaben zur notariellen Identitätsfeststellung ggf. der 
Güterstand und die Zustimmung des Ehegatten sowie die Angaben zu einer etwaigen Vertretung zu vermerken. 
3 Nicht Zutreffendes streichen. Bei der Unternehmergesellschaft muss die zweite Alternative gestrichen werden. 
4 Nicht Zutreffendes streichen. 
5 Weitere Geschäftsführer können ergänzt werden. 



Der Geschäftsführer ist/Die Geschäftsführer sind4) von den Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs befreit. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere 
Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen 
Geschäftsführer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 

5. Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag von 600 €, 
höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darüberhinausgehende Kosten trägt der Gesellschafter. 

6. Von dieser Urkunde erhält eine Ausfertigung jeder Gesellschafter, beglaubigte Ablichtungen die Gesellschaft 
und das Registergericht (in elektronischer Form) sowie eine einfache Abschrift das Finanzamt – Kör-
perschaftsteuerstelle –. 

7. Der/Die Erschienene4) wurden vom Notar/von der Notarin4) insbesondere auf Folgendes hingewiesen: . . ..... 
......... .............. ......... ......... 

 

b) Musterprotokoll für die Gründung einer Mehrpersonengesellschaft mittels 
Videokommunikation 

UR. Nr. ………… 

Heute, den ...... ................ ...... ..... ................. ...... .......... , 

erschienen mittels Videokommunikation vor mir, . . . ........... ...... ..... ............ ..... ...... .......... , 

Notar/in mit dem Amtssitz in 

............. ...... ..... ................. ..... ................. ...... ..... ..... , 

Herr/Frau1) 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ...... 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ....2), 

Herr/Frau1) 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ...... 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ....2), 

Herr/Frau1) 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ...... 

. . ...................... ...... ................ ...... ...................... ....2). 

1. Die Erschienenen errichten hiermit nach § 2 Absatz 3 GmbHG durch Beurkundung des Gesellschaftsver-
trages mittels Videokommunikation nach den §§ 16a ff. BeurkG eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
unter der Firma ...... ......... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ......... 

mit dem Sitz in ............ ......... ..... ......... .............. ....... . 

2. Gegenstand des Unternehmens ist ...... .............. ......... ..... . . . 

3. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt ...... .............. ....... € (i. W. ........ .............. ...... Euro) und wird wie 
folgt übernommen: 

Herr/Frau3) ........ ......... ..... ......... .............. ......... ... übernimmt einen Geschäftsanteil mit einem Nennbetrag in 
Höhe von .... . . € (i. W. ... .......... ......... ..... ......... . . Euro) (Geschäftsanteil Nr. 1), 



Herr/Frau3) ........ ......... ..... ......... .............. ......... ... übernimmt einen Geschäftsanteil mit einem Nennbetrag in 
Höhe von .... . . € (i. W. ... .......... ......... ..... ......... . . Euro) (Geschäftsanteil Nr. 2), 

Herr/Frau3) ........ ......... ..... ......... .............. ......... ... übernimmt einen Geschäftsanteil mit einem Nennbetrag in 
Höhe von .... . . € (i. W. ... .......... ......... ..... ......... . . Euro) (Geschäftsanteil Nr. 3). 

Die Einlagen sind in Geld zu erbringen, und zwar sofort in voller Höhe/zu 50 Prozent sofort, im Übrigen sobald 
die Gesellschafterversammlung ihre Einforderung beschließt.4) 

4. Zum Geschäftsführer der Gesellschaft wird/ Zu den Geschäftsführern der Gesellschaft werden3) 

Herr/Frau3) .... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ........ , 

geboren am ..... ......... ........ , wohnhaft in ......... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... ............. , 

Herr/Frau3) .... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... .............. ........ , 

geboren am ..... ......... ........ , wohnhaft in ......... ..... ......... 

..... ......... .............. ......... ..... ......... ............. bestellt.5) 

Der Geschäftsführer ist/Die Geschäftsführer sind3) von den Beschränkungen des § 181 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs befreit. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere 
Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen 
Geschäftsführer gemeinschaftlich mit einem Prokuristen vertreten. 

5. Die Gesellschaft trägt die mit der Gründung verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag von 600 €, 
höchstens jedoch bis zum Betrag ihres Stammkapitals. Darüberhinausgehende Kosten tragen die Gesellschafter 
im Verhältnis der Nennbeträge ihrer Geschäftsanteile. 

6. Von dieser Urkunde erhält eine Ausfertigung jeder Gesellschafter, beglaubigte Ablichtungen die Gesellschaft 
und das Registergericht (in elektronischer Form) sowie eine einfache Abschrift das Finanzamt – Kör-
perschaftsteuerstelle –. 

7. Die Erschienenen wurden vom Notar/von der Notarin3) insbesondere auf Folgendes hingewiesen: . . ..... ......... 
.............. ......... ......... 

 
 
 

Beurkundungsgesetz 

§ 16a 

Zulässigkeit 

(1) Die Beurkundung von Willenserklärungen kann mittels des von der Bundesnotarkammer nach § 78p der 
Bundesnotarordnung betriebenen Videokommunikationssystems nach den folgenden Vorschriften erfolgen, 
soweit dies nach § 2 Absatz 3 des Gesetzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung zugelassen 
ist.  

(2) Der Notar soll die Beurkundung mittels Videokommunikation ablehnen, wenn er die Erfüllung seiner 
Amtspflichten auf diese Weise nicht gewährleisten kann, insbesondere wenn er sich auf diese Weise keine 
Gewissheit über die Person eines Beteiligten verschaffen kann oder er Zweifel an der erforderlichen 
Rechtsfähigkeit oder Geschäftsfähigkeit eines Beteiligten hat.  

 



§ 16b 

Aufnahme einer elektronischen Niederschrift 

(1) Bei der Beurkundung von Willenserklärungen mittels Videokommunikation muss eine elektronische 
Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. Auf die elektronische Niederschrift sind die 
Vorschriften über die Niederschrift entsprechend anzuwenden, soweit in den Absätzen 2 bis 5 sowie den §§ 
16c bis 16e nichts anderes bestimmt ist.  

(2) Die elektronische Niederschrift wird als elektronisches Dokument errichtet.  

(3) Ort der Verhandlung ist der Ort, an dem die elektronische Niederschrift aufgenommen wird. In der 
elektronischen Niederschrift soll festgestellt werden, dass die Verhandlung mittels Videokommunikation 
durchgeführt worden ist. Am Schluss der elektronischen Niederschrift sollen die Namen der Personen wie-
dergegeben werden, die diese nach Absatz 4 signieren; dem Namen des Notars soll seine Amtsbezeichnung 
beigefügt werden.  

(4) Die elektronische Niederschrift ist mit qualifizierten elektronischen Signaturen zu versehen, die an die 
Stelle der nach diesem Gesetz vorgesehenen Unterschriften treten. Diese sollen auf einem Zertifikat beruhen, 
das auf Dauer prüfbar ist. Die Beteiligten sollen die Signaturen selbst erzeugen. Der Notar muss die Signatur 
selbst erzeugen; § 33 Absatz 3 der Bundesnotarordnung gilt entsprechend.  

(5) Die elektronische Niederschrift soll den Beteiligten auf Verlangen vor der Genehmigung auch zur 
Durchsicht elektronisch übermittelt werden.  

 

§ 16c 

Feststellung der Beteiligten mittels Videokommunikation 

Erfolgt die Beurkundung mittels Videokommunikation, soll sich der Notar Gewissheit über die Person der 
Beteiligten anhand eines ihm elektronisch übermittelten Lichtbildes sowie eines der folgenden Nachweise oder 
Mittel verschaffen:  

1. eines elektronischen Identitätsnachweises nach § 18 des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-
Karte-Gesetzes oder nach § 78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes oder  

2. eines elektronischen Identifizierungsmittels, das von einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union ausgestellt wurde und das  

a) für die Zwecke der grenzüberschreitenden Authentifizierung nach Artikel 6 der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über 
elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im 
Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 
73; L 23 vom 29.1.2015, S. 19; L 155 vom 14.6.2016, S. 44) anerkannt wird und  

b) dem Sicherheitsniveau „hoch“ im Sinne des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung 
(EU) Nr. 910/2014 entspricht. 

Das dem Notar nach Satz 1 zu übermittelnde Lichtbild ist mit Zustimmung des Inhabers nebst Vornamen, 
Familiennamen und Tag der Geburt aus dem elektronischen Speicher-und Verarbeitungsmedium eines 
Personalausweises, Passes oder elektronischen Aufenthaltstitels oder eines amtlichen Ausweises oder Passes 
eines anderen Staates, mit dem die Pass-und Ausweispflicht im Inland erfüllt wird, auszulesen. Sofern ein 
Beteiligter dem Notar bekannt ist, ist die elektronische Übermittlung eines Lichtbildes nicht erforderlich. 

 

§ 16d 

Nachweise für die Vertretungsberechtigung bei elektronischen Niederschriften 

Vorgelegte Vollmachten und Ausweise über die Berechtigung eines gesetzlichen Vertreters sollen der 
elektronischen Niederschrift in elektronisch beglaubigter Abschrift beigefügt werden.  



 

§ 16e 

Gemischte Beurkundung 

(1) Erfolgt die Beurkundung mit einem Teil der Beteiligten, die bei dem Notar körperlich anwesend sind, und 
mit dem anderen Teil der Beteiligten mittels Videokommunikation, so ist zusätzlich zu der elektronischen 
Niederschrift mit den bei dem Notar körperlich anwesenden Beteiligten eine inhaltsgleiche Niederschrift nach 
§ 8 aufzunehmen. Dies soll in der Niederschrift und der elektronischen Niederschrift vermerkt werden.  

(2) Beide Niederschriften sind zusammen zu verwahren. 

 

§ 40a 

Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur 

(1) Eine qualifizierte elektronische Signatur soll nur beglaubigt werden, wenn sie in Gegenwart des Notars 
oder mittels des von der Bundesnotarkammer nach § 78p der Bundesnotarordnung betriebenen Vide-
okommunikationssystems anerkannt worden ist. Die Beglaubigung kann mittels Videokommunikation nur 
erfolgen, soweit dies nach § 12 des Handelsgesetzbuchs oder § 157 des Genossenschaftsgesetzes zugelassen 
ist.  

(2) Der Beglaubigungsvermerk muss die Person bezeichnen, welche die qualifizierte elektronische Signatur 
anerkannt hat. In dem Vermerk soll angegeben werden, ob die qualifizierte elektronische Signatur in 
Gegenwart des Notars oder mittels Videokommunikation anerkannt worden ist.  

(3) Bei der Beglaubigung einer qualifizierten elektronischen Signatur mittels Videokommunikation ist eine 
Signaturprüfung nach § 39a Absatz 3 nicht erforderlich.  

(4) § 10 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 und § 40 Absatz 2 und 5 gelten entsprechend. Im Falle der Beglaubigung 
mittels Videokommunikation gilt § 16c entsprechend.  

(5) Der Notar soll die Beglaubigung einer mittels Videokommunikation anerkannten qualifizierten 
elektronischen Signatur ablehnen, wenn er die Erfüllung seiner Amtspflichten auf diese Weise nicht gewähr-
leisten kann, insbesondere wenn er sich auf diese Weise keine Gewissheit über die Person verschaffen kann, 
welche die qualifizierte elektronische Signatur anerkannt hat.  

 

 
  



Bundesnotarordnung 

 
§ 78p 

Videokommunikationssystem für Urkundstätigkeiten; Verordnungsermächtigung 

(1) Die Bundesnotarkammer betreibt ein Videokommunikationssystem, das den Notaren die Vornahme von 
Urkundstätigkeiten mittels Videokommunikation nach den §§ 16a bis 16e und 40a des Beurkundungsgesetzes 
ermöglicht.  

(2) Der Betrieb des Videokommunikationssystems umfasst insbesondere auch  

1. die technische Abwicklung der Videokommunikation zwischen den Notaren und den Beteiligten,  
2. die technische Durchführung eines elektronischen Identitätsnachweises nach § 16c Satz 1 des 

Beurkundungsgesetzes,  
3. das Auslesen eines elektronischen Speicher-und Verarbeitungsmediums nach § 16c Satz 2 des Beur-

kundungsgesetzes und  
4. das Erstellen einer qualifizierten elektronischen Signatur und das Versehen der elektronischen 

Urkunde mit dieser.  

(3) Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, die näheren Bestimmungen zu treffen über  

1. die technischen Anforderungen an das Videokommunikationssystem, die Videokommunikation und 
die elektronische Identifizierung,  

2. die Einzelheiten der Datensicherheit und  
3. die technische Ausgestaltung der Signaturerstellung.  

 

§ 78q 

Gebührenerhebung für das Videokommunikationssystem 

(1) Das Videokommunikationssystem wird durch Gebühren finanziert, zu deren Zahlung die Notare 
verpflichtet sind. Die Gebühren sind so zu bemessen, dass der mit der Einrichtung und dem Betrieb des 
Videokommunikationssystems verbundene Verwaltungsaufwand einschließlich der Personal-und Sachkosten 
gedeckt wird.  

(2) Die Bundesnotarkammer bestimmt die Gebühren nach Absatz 1 und die Art ihrer Erhebung durch eine 
Gebührensatzung. Die Gebührensatzung bedarf der Genehmigung des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz. Die Höhe der Gebühren ist regelmäßig zu überprüfen.  

 

 

 

 


